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BERNER

FREISINN
Wir machen die Schweiz stark!

Neue Parteileitung
Am 1. Mai hat die Delegiertenversammlung in 
Münsingen die neue Parteileitung im Amt bestätigt. 
 Seite 4

Porträt
Interview mit Florence Pärli, Kandidatin für die 
Berner Stadtregierung.
  Seite 5

Jeunes Libéraux-Radicaux
Le 23 janvier 2024 restera gravé comme un ren-
dez-vous spécial pour la section locale et can-
tonale. Ce jour-là, l’assemblée des Jeunes Libé-
raux-Radicaux du canton de Berne a écrit une 
nouvelle page de son histoire en choisissant pour 
la première fois le cœur du Grand Chasseral 
comme cadre de son événement. C’est dans le 
bâtiment historique et récemment rénové de la 
Couronne à Sonceboz que s’est déroulée cette 
rencontre.
 page 6

Jungfreisinnige
Die Renteninitiative abgelehnt, die 13. AHV an-
genommen und voll auf Kurs auf den nächsten 
Eisberg: die Gesundheitsinitiativen. Mit Mehr-
kosten von bis zu 1200 Franken pro Haushalt 
werden wieder einmal mehr wir an die Kasse ge-
beten. Aber nicht mit uns, nicht mit den Jungfrei-
sinnigen! Wir werden wieder auf der Strasse 
sein, die Fake News untergraben und unsere Bot-
schaft verbreiten. Wir müssen gemeinsam alles 
geben, damit die Stimmbevölkerung die Dring-
lichkeit erkennt und sich mit uns gegen diese 
Mogelpackungen stellt.
 Seite 7
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Tobias Frehner,
Wahlkampfleiter

In diesem Jahr stehen wegweisende Wahlen für viele unserer Sektionen 
in ihren Gemeinden an. Die FDP hat ihre Kraft schon immer aus diesen 
Wahlkämpfen geschöpft. Die bevorstehenden Gemeindewahlen sind also 
mehr als nur ein politisches Ereignis; sie sind ein Aufruf an uns alle, aktiv 
an der Gestaltung unserer Wurzeln mitzuwirken. Unsere Kandidierenden 
stehen bereit, um mit Leidenschaft und Engagement für die Ideale zu 
kämpfen, die wir teilen. Sie repräsentieren unseren Traum einer toleranteren, 
dynamischeren und offeneren Gesellschaft. Deshalb ist jede Stimme für 
die FDP eine Stimme für pragmatische Lösungen, die echten Fortschritt 
bringen, ohne unsere Freiheiten zu kompromittieren. Ich rufe jede Sektion, 
jedes Mitglied und alle Sympathisanten auf, sich dieser Bewegung 
anzuschliessen und unsere Kandidierenden zu unterstützen. Für Freiheit, 
für Fortschritt, für die Gemeinden und für den Kanton Bern.

 Jede Stimme zählt!



Nr. 2 | 24. Mai 20242

Inhalt

2 Nr. 2 | 24. Mai 2024

Inhalt

Liebe Freisinnige
Wir stehen mitten im Abstimmungskampf zu zwei
«Gesundheitsinitiativen», die diesen Namen gar
nicht verdienen. Beide Initiativen nehmen zwar
echte Sorgen der Bevölkerung auf. Sie liefern aber
keine Lösung, weder für ein besseres Gesundheits-
system noch gegen steigende Kosten. Die Prämien-
entlastungsinitiative der SP führt zu einem Finan-
zierungsbedarf von bis zu 11,7 Mrd. Franken.
Steuererhöhungen wären unumgänglich und KMU
und Mittelstand würden einmal mehr zur Kasse
gebeten. Die Kostenbremse-Initiative der Mitte
führt zur Zweiklassenmedizin, weil Leistungen im
Gesundheitswesen rationiert werden müssen.
Anstatt einer Kostenersparnis drohen wegen des
möglichen Verzichts auf moderne Behandlungs-
methoden und Medikamente sogar Folgekosten.

Über 1200 Franken Mehrkosten pro Haushalt!
Derzeit diskutiert die Schweiz die Finanzierung der
vom Volk beschlossenen 13. AHV-Rente. Klar ist,
dass die angenommene Initiative per 2026 umgesetzt
werden muss. Bei der Suche der benötigten 5 Mil-
liarden muss ein seriöser Sparprozess im Bundes-
haushalt imVordergrund stehen, erst danach soll die
Diskussion über weitereMassnahmen starten. Sollte
nun aber die Prämienentlastungsinitiative angenom-
men werden, steht schon heute fest, dass wir nicht
um bedeutende Steuererhöhungen herumkommen.
Allein für dieMehrwertsteuer droht für einen durch-
schnittlichen Haushalt eine Zusatzbelastung von bis
zu 1200 Franken pro Jahr! Darüber hinaus muss mit
Erhöhungen der Kantonssteuern gerechnet werden.

Kostenbremse entpuppt sich als Gesundheits-
bremse
Die «Kostenbremse» bremst die Gesundheitsver-

sorgung aus. Wer sich keine zusätzliche Privatver-
sicherung leisten kann, muss bei Krankheit warten.
Denn der starre Sparzwang zwingt Ärzte und Spi-
täler, Leistungen zu rationieren. Wer wenig Geld
hat, wartet am längsten. Die «Kostenbremse» führt
zu einer ungerechten Zweiklassenmedizin.

Gegenvorschläge wirken gezielter und rascher
Das Parlament hat als Alternative zu beiden extre-
men Initiativen vernünftige Gegenvorschläge be-
schlossen, die bei Ablehnung der Initiativen zum
Zug kommen. Einerseits werden die Kantone dazu
verpflichtet, einen Mindestbeitrag zur Finanzie-
rung der Prämienverbilligung zu leisten. Das führt
zu einer Entlastung von rund 360Mio. Franken pro
Jahr und respektiert den Föderalismus. Anderseits
werden klare Kostenziele in der obligatorischen
Krankenversicherung eingeführt. Dadurch wird
das Kostenwachstum auf ein effizientes Mass be-
schränkt.

Gesundheit ist das höchste Gut
Es gilt, die gefährlichen Risiken und Nebenwir-
kungen dieser zwei süffig daherkommenden Initia-
tiven genau zu betrachten. Der Leistungsabbau wie
auch die absehbaren Mehrwertsteuererhöhungen
auf über 10% wird die Schwächsten und den Mit-
telstand besonders betreffen. Darum empfehle ich
Ihnen 2× Nein zur Kostenbremse- und Prämien-
Initiative.

Ihr Thierry Burkart
Präsident FDP.Die Liberalen Schweiz
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Bern

Liebe Mitglieder und liebe Freunde der
FDP.Die Liberalen Kanton Bern

Seit knapp fünf Monaten darf ich unsere Kantonal-
partei präsidieren. In dieser Zeit konnte ich viele 
Gespräche mit Mitgliedern und Sympathisanten 
führen. Dabei wurde mir fast immer die gleiche 
Frage gestellt: Was machst  du jetzt? Meine Ant-
wort: «Schaffe» – gemeinsam mit  euch! Wir alle 
müssen jetzt die Ärmel hochkrempeln und anpa-
cken. Das machen wir am besten dort, wo unsere 
Wurzeln sind – bei den Menschen. Bei Leuten wie 
 ihr und ich: Arbeitnehmende und Arbeitgebende, 
Lernende, Studierende, Pensionierte, Führungs-
kräfte und Angestellte. Ihr alle seid stark enga-
giert; in der Familie, im Betrieb, in Vereinen, als 
Mitglieder und als Amtstragende mit einer freisin-
nigen Grundhaltung. Mit jener Haltung, mit der die 
moderne Schweiz 1848 gegründet wurde. Mit jener 
Haltung, welche unserem Land den heutigen Wohl-
stand, aber auch seine Normen, Werte und Gesetze 
gebracht hat. Ihr alle gebt der FDP ein Gesicht und 
ein Profi l. Wenn  ihr in ein Amt gewählt werdet, 
passiert das, weil man  euch persönlich kennt – 
denn Engagement überzeugt immer! 

Die meisten politischen Karrieren beginnen auf 
Gemeindeebene. Darauf muss sich die FDP zu-
rückbesinnen. Es braucht starke Sektionen, aktive 
Kreisparteien, eine gute Nachwuchs- und Talent-
förderung, politische Karriereperspektiven, griffi -
ge Themen, überzeugende Wahlkampfstrategien, 
effi ziente Strukturen, eine Kommunikationsstrate-
gie und natürlich Geld. An all diesen Themen
werden wir in den nächsten Monaten und Jahren 

arbeiten. Das Team, welches diese grosse Aufgabe 
anzupacken bereit ist, wurde am 1. Mai von der 
Delegiertenversammlung in Münsingen mit gros-
sem Applaus gewählt. Ich freue mich sehr auf die 
Zusammenarbeit mit den neuen Kolleginnen und 
Kollegen sowie den bewährten Kräften in der Par-
teileitung. Wir alle werden uns mit unserem frei-
sinnig-liberalen Herzen für unsere Werte einset-
zen. Dafür, dass Frauen und Männer und ihre
Familien ihr Leben frei und eigenverantwortlich 
gestalten können. Wir setzen uns ein für die
Sicherstellung eines funktionierenden Gesund-
heitssystems, für die Schaffung eines besseren 
wirtschaftlichen Umfelds, für die konsequente Ent-
wicklung der Verkehrs- und Kommunikationsnet-
ze, für die Bereitstellung von Wohnraum, für die 
Förderung umweltfreundliche r Technologien und 
eine intakte Umwelt. Auch Bildungsthemen stehen 
ganz oben auf der Agenda. Wir wollen eine kom-
petitive und gute Volksschule, Berufs- und Hoch-
schulbildung, konsequente Aus- und Weiterbil-
dung. Dies alles mit der Gewissheit, dass Lohn auf 
Leistung beruht. 

Wohlstand und Sicherheit für alle fällt nicht vom 
Himmel und wird auch nicht vom Staat produziert. 
Sondern von einer freien, eigenverantwortlichen 
und fairen Gesellschaft und Wirtschaft mit Ge-
meinsinn. Dafür setzen wir uns ein, jeden Tag und 
auf allen Stufen. Toll, wenn  ihr uns dabei unter-
stützt!

Mit den besten Grüssen
Sandra Hess
Präsidentin FDP.Die Liberalen Kanton Bern

«Schaffe» ...
... gemeinsam mit euch!

Sandra Hess, Präsidentin FDP.Die Liberalen Kanton Bern

Agenda
Delegiertenversammlung FDP Kanton Bern
(jeweils mittwochs, 19 Uhr)
 22. August 2024 (Donnerstag) – noch offen
 23. Oktober 2024 – noch offen
 8. Januar 2025 – noch offen

Prä sidenten-/Prä sidentinnenkonferenz
FDP Kanton Bern (jeweils mittwochs, 18.15 Uhr)
 19. Juni 2024 (Videokonferenz)
 18. September 2024 ( Polit-Forum, Bern)
 22. Januar 2025 (Videokonferenz)

Grosser Rat 
3.–13. Juni 2024
2.–12. September 2024
25. November–5. Dezember 2024

Mitgliederversammlungen FDP Frauen Kanton 
Bern (jeweils 19 Uhr)
Donnerstag, 20. Juni 2024 
Mittwoch, 16. Oktober 2024 
Donnerstag, 21. November 2024

Weitere Angaben und Termine gib t es
auf unserer Website!

www.fdp-be.ch
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Bern

Am 1. Mai hat die Delegiertenversammlung in 
Münsingen die neue Parteileitung im Amt bestätigt. 
Diese setzt sich wie folgt zusammen:Neue Parteileitung
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Porträt

Du kandidierst im Herbst für die Freisinnigen für die 
Berner Stadtregierung. Wieso?
Ich bin ein Bärner Meitschi: In Bern bin ich zu 
Hause, hier sind meine Familie und Freunde, hier 
möchte ich mein Leben verbringen. Als Stadträtin, 
Fraktionspräsidentin und Mitglied der Finanzkom-
mission habe ich tiefe Einblicke in die Stadtberner 
Politik gewinnen können. Und diese Einblicke be-
reiten mir Sorgen: Rot/Grün hat die Stadt Bern 
hoch verschuldet. Ich möchte mich dafür engagie-
ren, dass auch den nächsten Generationen fi nan-
zieller Spielraum zur Gestaltung und Entwicklung 
 «vo üsem Bär n» bleibt. Zudem möchte ich mich für 
eine sichere Stadt Bern einsetzen. Gewaltexzesse, 
wie wir sie Anfang Mai auf der Schützenmatte er-
leben mussten, erschüttern mich. Solche Situatio-
nen darf es in Zukunft nicht mehr geben. Weiter 
will ich für mehr Arbeits- und Wohnraum für 
wirklich alle sorgen. Es sollen sich auch Nicht-
«Genoss en/-innen» in Bern  zu Hause fühlen. Und 
schliesslich ist es mir ein Anliegen, dass die Stadt-
verwaltung wieder ihren Dienstleitungsauftrag ins 
Zentrum stellt und der Bürgerin das Leben zu er-
leichtern sucht, beispielsweise durch eine rasche 
und effi ziente Bearbeitung von Baubewilligungen. 

Welche Chancen rechnest du dir aus?
Es ist uns gelungen, zusammen mit EVP, GLP, 
Mitte und SVP ein Wahlbündnis einzugehen. We-
gen der Proporzwahl werden in der Stadt Bern 
grosse Bündnisse bevorzugt. Mit unserer Verbin-
dung haben wir Bürgerliche also zumindest die 

Chance, wieder zwei und nicht bloss einen von fünf 
Sitzen in der Regierung zu haben, was mit 40% 
auch in etwa unserer Wählerstärke entspricht. Ich 
arbeite intensiv darauf hin, einen dieser Sitze für 
die FDP zu gewinne n, und will mit meinen Zielen, 
meiner Politikerfahrung, meiner Dossiersicherheit 
und nicht zuletzt mit meiner tiefen familiären und 
freundschaftlichen Verankerung in Bern überzeu-
gen. Alleine schaffe ich die Wahl aber nicht und ich 
bin dankbar für freisinnige Unterstützung. Zu-
nächst im Wahlkampf und vor allem dann am 
24.11.24 an der Urne. Bereits heute können sich 
Interessierte auf meiner Website www.fl orence
paerli.ch meinem Unterstützerkomitee anschliessen.

Die FDP sei dem Untergang geweiht, heisst es.
Warum siehst du deine Zukunft trotzdem bei den 
Freisinnigen?
«Die Freiheit endet dort, wo die Freiheit des  ande-
ren beginnt.» Wegen Kant bin ich bei den Freisin-
nigen. Sofern sich der Freisinn also auf seine 
Grundwerte besinnt, hat er Zukunft. Ich wünsche 
mir, dass wir  uns als Partei für die wichtigsten 
politischen Anliegen im Kern auf Lösungen eini-
gen. So zum Beispiel in der Gesundheitspolitik, in 
der Asyl- und Migrationspolitik oder in der Ener-
giepolitik. Wählerinnen und Wähler müssen kon-
kret benennen können, weshalb sie die FDP wäh-
len. Über den Kern hinaus sollten wir unsere Flü-
gel, wenn sie denn überhaupt so gross sind wie 
behauptet, als Stärke und nicht als Schwäche ver-
stehen.

Wer bist du neben der Politik? Beantworte bitte die 
nächsten Fragen möglichst kurz:

Was kannst du besonders gut?
Ich bin «gspürig» und gehe deswegen sehr gerne 
auf Menschen ein, um unterstützen und vermitteln 
zu können. 

Was kannst du besonders schlecht?
Ich arbeite gerne genau – das 8 0-/20 %-Prinzip und 
mich kur z zu fasse n, liegen mir nicht.

Was macht dich besonders glücklich?
Mein Mann, auch, weil er mir jeden Morgen einen 
Milchkaffee ans Bett bringt. 

Was macht dich besonders wütend?
Ich empfehle niemandem, mich allzu hungrig wer-
den zu lassen. 

Was wissen viele nicht über dich?
Meine Grossmutter war Engländerin und meine 
Eltern haben deswegen mit meiner Schwester und 
mir Englisch gesprochen. Ich habe erst im Kinder-
garten gut Deutsch sprechen gelernt. 

Wie startest du deinen Tag?
Früh, was dank dem Milchkaffee geht. Zuerst
beantworte ich E-Mails und bereite Sitzungen vor 
und gehe danach joggen oder mache Pilates. Ab
8 Uhr bin ich dann im Büro. 

Was machst du als  Letztes, bevor du abends ins 
Bett gehst?
Mit meinem Mann den Tag besprechen. Wir sehen 
uns nicht oft wegen de s Wahlkamp fs. Gemeinsam 
füreinander Zeit nehmen vor dem Einschlafen ma-
chen wir aber immer, auch wenn das per Telefon ist, 
weil er wegen seine s Spätdiens tes noch im Spital ist. 

Welches war dein Traumberuf als Kind?
Schriftstellerin oder Opernsängerin. Den ersten 
Traum habe ich übrigens noch nicht aufgegeben. 
Dem zweiten fröne ich unter der Dusche.

Welchen Traum hast du noch?
Momentan ist der Einzug in den Berner Gemeinde-
rat mein oberstes Ziel. Daneben bleibt mir zum 
Träumen nicht viel Zeit. Wenn sich das irgendwann 
wieder ändert, würde ich gerne die Welt bereisen, 
am liebsten auf einem Segelschiff.

Heimatverbunden
und engagiert
Florence Pärli im Rennen um die Berner Stadtregierung

Lesen Sie das ganze 
Interview hier: 
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Jeunes Libéraux-Radicaux

Le 23 janvier 2024 restera gravé comme un rendez-vous spécial pour la 
section locale et cantonale. Ce jour-là, l’assemblée des Jeunes Libéraux-
Radicaux du canton de Berne a écrit une nouvelle page de son histoire en 
choisissant pour la première fois le cœur du Grand Chasseral comme cadre 
de son événement. C’est dans le bâtiment historique et récemment rénové 
de la Couronne à Sonceboz que s’est déroulée cette rencontre.

Jura bernois: source de bons résultats pour 
les JLR
C’est dans la région que les JLR ont obtenu des parts 
de suffrages bien supérieures à la moyenne du can-
ton lors des dernières élections fédérales de 2023. 
En plus du bon résultat engrangé, la progression par 
rapport à 2019 dans la région est à relever: le score 
est doublé. Tenir cette première assemblée dans le 
Jura bernois démontre aussi la volonté du jeune par-
ti cantonal de renforcer ses liens avec la section lo-
cale et de répondre aux besoins et aux préoccupa-
tions des citoyens francophones de notre canton.

Personnalités politiques régionales présentes 
au rendez-vous
Lors de son discours de bienvenue, le Coprésident 
des Jeunes Libéraux-Radicaux du Jura bernois, 
Filipe Silva Costa, a mis en évidence que réunir 

des membres issus de tout le canton est une dé-
marche significative. « Parce que nous voyons 
au-delà de la barrière de la langue, notre vision de 
la politique suisse dépasse le Röstigraben et quand 
l’amour pour notre pays et notre canton est plus 
fort, nous nous comprenons », a-t-il souligné.
La soirée a compté avec la participation de 
30 membres issus de tout le canton, marquant ain-
si une présence forte et diversifiée. En outre, elle a 
été enrichie par les interventions de trois députés 
régionaux bien connus: la députée-maire de Perre-
fitte, Virginie Heyer, la députée et conseillère de 
ville de Nidau, Pauline Pauli, ainsi que le député- 
maire de St-Imier, Corentin Jeanneret.

Apéritif convivial. Merci au sponsor !
À l’issue de l’assemblée, les invités ont eu l’occa-
sion de déguster un apéritif confectionné par 

l’Union des Paysannes du Jura bernois, mettant en 
valeur les produits régionaux. Cette initiative a per-
mis de créer un moment de convivialité et de par-
tage, renforçant les liens entre les participants et 
soulignant l’importance de valoriser les ressources 
locales.

Un tel événement aurait difficilement pu avoir 
lieu sans la participation d’un sponsor. Des remer-
ciements ont été portés au contributeur de la soirée, 
la section PLR Couronne Prévôtoise.

Finalement, au-delà d’avoir été un événement 
rassembleur et de sa signification politique, cette 
rencontre a symbolisé l’esprit d’ouverture et de col-
laboration qui anime la jeunesse libérale bernoise.

Filipe Silva Costa, Coprésident JLR Jura bernois

Les membres se remémorent les temps forts de l’année 
écoulée.

Assemblée historique
des Jeunes Libéraux-Radicaux
Une première dans le Jura bernois

30 personnes ont participé à l’évènement.
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Jungfreisinnige

Links nach rechts: Aaron Fuhrer, Silas Schwarz, Yannic Reber, Jason Steinmann, Jo Mosimann, Maurice Zurbach Unsere Parolenfassung für den 9. Juni:

Die Renteninitiative abgelehnt, die 13. AHV angenommen und voll auf Kurs 
auf den nächsten Eisberg: die Gesundheitsinitiativen. Mit Mehrkosten von bis 
zu 1200 Franken pro Haushalt werden wieder einmal mehr wir an die Kasse 
gebeten. Aber nicht mit uns, nicht mit den Jungfreisinnigen! Wir werden 
wieder auf der Strasse sein, die Fake News untergraben und unsere Botschaft 
verbreiten. Wir müssen gemeinsam alles geben, damit die Stimmbevölkerung 
die Dringlichkeit erkennt und sich mit uns gegen diese Mogelpackungen stellt. 

Nebst dem unermüdlichen Abstimmungskampf be-
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im Wahlkampf. Die Kandidatinnen und Kandida-
ten sind bereit, das Feuer ist entfacht und der Wille 
ist stärker denn je. Julien Reich (Präsident JF Muri-
Gümligen) und Winston Beck (Präsident JF Burg-
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wo sie stehen:
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gen Team für den Grossen Gemeinderat (GGR) 
und einem starken Topkandidaten für den Gemein-
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Jungfreisinnige Burgdorf-Emmental
Wir Jungfreisinnigen Emmental sind stolz auf 
unsere engagierten Mitglieder in Burgdorf, die 

sich motiviert für die liberale Sache in den kom-
menden Gemeindewahlen einsetzen. Unser Haupt-
anliegen richtet sich gegen die aktuelle Finanz-
politik unter der Führung von Beatrice Kuster 
Müller, welche den kommenden Generationen 
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Dienstleistungen und Infrastrukturen sicherstellt, 
ohne die Bürgerinnen und Bürger zusätzlich 
steuerlich zu belasten. Unser Stadtrat Elias Maier 
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Bern, nach fast 3 Jahren zurück. Der ehemalige 
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Nachfolger einstimmig zum neuen Präsidenten ge-
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sinn noch kecker als zuvor und in keiner Weise 
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als Vizepräsidentin, und Andrin Soppelsa, als 
Verantwortlicher der JF Academy, der Berner 
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Weg in die Berner Altstadt, fassten die Parolen zu 
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Der neue Vorstand der Jungfreisinnigen hat 
Grosses vor: Er strebt eine verstärkte Zusammen-
arbeit zwischen den Jungparteien an. Denn nur 
gemeinsam kann man in der Schweiz wirklich 
etwas bewirken. Nur gemeinsam kann Politik für 
morgen entstehen. 

Jason Steinmann, 
Präsident Jungfreisinn Kanton Bern

Die Berner Jungfreisinnigen

wählten ihren neuen Präsidenten
Jason Steinmann einstimmig gewählt
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Nein zur Kostenbremse-Initiative

Mir geht es wie Ihnen, liebe Leserinnen und Leser. Wenn die Prämien
steigen, ärgert mich das. Eine wachsende Zahl Menschen bringen
die ständigen Prämienerhöhungen zunehmend unter finanziellen Druck.

Im Juni stimmenwir nun über ein vermeintlichesWun-
dermittel gegen steigende Gesundheitskosten ab: die
sogenannte Kostenbremse-Initiative. Der Name klingt
verlockend, doch die Forderung hat es in sich: Die Ini-
tiative will nichts anderes als die Verankerung eines
Kostendeckels in unseremGesundheitswesen. Von die-
sem rigiden Vorschlag rate ich dringend ab.Weshalb?

Wenn die Kosten in einem Jahr – aus welchen
Gründen auch immer – zu stark steigen, wären
Bundesrat, Kantone und Parlament per Verfassung
gezwungen, Notmassnahmen zu ergreifen. Um die
Kosten innert kürzester Zeit zu senken, stünden im
Wesentlichen zwei Instrumente zur Verfügung.

Mittelschicht bleibt auf der Strecke
Erstens die Rationierung von Leistungen. Ab No-
vember wäre Schluss mit Behandlungen (Notfälle
ausgenommen) und es käme zuWartezeiten, wie sie
zum Beispiel in England heute schon traurige Rea-
lität sind. Die Kranken müssten warten. Die Wohl-
habenden könnten sich wohl noch durchwursteln.
Spätestens die Mittelschicht bliebe aber auf der
Strecke. Die Folge: Zwei-Klassen-Medizin. Das ist
der Schweiz nicht würdig und kein gangbarer Weg.

Pflegepersonal unter Druck
Als zweite Möglichkeit könnte die Politik Not-
massnahmen innerhalb des Systems ergreifen.
Staatlich verordnete Lohnkürzungen beim Pfle-
gepersonal oder noch längere Schichten wären in
der kurzen Frist ein naheliegendes Szenario. Für
solche Übungen biete ich keine Hand.

Gegenvorschlag bietet massgeschneiderten
Lösungen
Die Gesundheitskosten müssen bezahlbar sein,
keine Frage. Es ist aber auch unsere Pflicht, dafür
zu sorgen, dass unser gutes und geschätztes
Gesundheitssystem erhalten bleibt – und zwar
für alle. Das Parlament hat deshalb viele Stunden
investiert, um Sparpotenziale zu identifizieren
und Fehlanreize abzubauen. Herausgekommen
ist ein indirekter Gegenvorschlag zur Initiative
mit massgeschneiderten Lösungen. Augenmass
und Realitätssinn, das ist der Schweizer Weg.
Und nicht ein starres Konstrukt auf dem Buckel
der Kranken, Bedürftigen und Pflegenden. Des-
halb: Nein zur Kostenbremse-Initiative der Mit-
tepartei.

Damian Müller, Ständerat LU und Präsident der
ständerätlichen Kommission für soziale Sicher-
heit und Gesundheit (SGK)

Unsere Kranken warten las
sen?

Nein, danke! «Die Gesundheits-
kosten müssen

bezahlbar sein, keine
Frage. Es ist aber auch
unsere Pflicht, dafür
zu sorgen, dass unser
gutes und geschätztes
Gesundheitssystem
erhalten bleibt – und

zwar für alle.»

Kampagnenbild des Komitees «2× NEIN zu den Gesundheitsinitiativen».

Nein zur Kostenbremse-Initiative
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Kampagnen

Die Prämien-Initiative trifft den Nerv der Zeit: Endlich tiefere Prämien.
Was verlockend klingt, ist aber brandgefährlich. Der Kostenpunkt der Initiative
beläuft sich bereits 2030 auf 11,7 Milliarden Franken pro Jahr. Tendenz steigend!
Das ist mehr als doppelt so viel, wie die 13. AHV-Rente kostet. Den Initianten
scheint jede finanzpolitische Verantwortung abhandengekommen zu sein.

Mehrkosten in dieser Grössenordnung können
nicht durch Sparmassnahmen finanziert werden –
dies sagt auch der Bundesrat in seiner Botschaft.
Für die Mehrkosten, die beim Bund anfallen, müss-
te die Mehrwertsteuer um bis zu 2,3 Prozentpunk-

te erhöht werden. Das Preisschild für den Mittel-
stand? Zusätzliche 1200 Franken pro Jahr für einen
durchschnittlichen Haushalt.

Föderalismus in Gefahr
Auch der Föderalismus ist durch die Prämien-Ini-
tiative gefährdet. Heute sind primär die Kantone
für die Gesundheitsversorgung und das Verteilen
von Prämienverbilligungen zuständig. Mit der Ini-
tiative würde das System der Prämienverbilligun-
gen von oben herab gleichgeschaltet und der Föde-
ralismus aus dem Gesundheitswesen verdrängt
werden. Die Initiative ebnet so den Weg für ein
staatliches Gesundheitssystem.

Reformen anstatt Symptombekämpfung
Weil die Prämien für gewisse Menschen tatsäch-
lich ein Problem darstellen, die Initiative jedoch
masslos über das Ziel hinausschiesst, hat das Parla-
ment einen Gegenvorschlag verabschiedet, der
einen gezielten Ausbau bei den Prämienverbilli-

gungen vorsieht, bezahlbar ist und den Föderalis-
mus wahrt. Der politische Fokus für die nächsten
Jahre muss aber klar sein: Anstelle von Symptom-
bekämpfung sind Reformen innerhalb des Gesund-
heitssystems gefragt. Wir müssen die Kosten und
somit die Prämien mit konkreten und realisierba-
ren Reformen in den Griff bekommen. Gleichzeitig
müssen wir darauf achten, dass die von der Bevöl-
kerung geschätzte Qualität erhalten bleibt.

Josef Dittli, Ständerat UR und Mitglied
der ständerätlichen Kommission für soziale
Sicherheit und Gesundheit (SGK)

Gigantische Kostenbombe

für denMittelstand
Nein zur Prämien-Initiativ

e
«Wir müssen die

Kosten und somit die
Prämien mit konkreten
und realisierbaren

Reformen in den Griff
bekommen.»

Symbolbild: Adobe Stock

Symbolbild: Adobe Stock

Kampagnen
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Felix Gutzwiller erklärt w
arum

2x NEIN zu den
Gesundheitsinitiativen

Zum

Video
2xNEIN
Am 9. Juni

zur Kostenbremse-
und Prämien-Initiative

www.gesundheitsinitiativen-nein.ch

Schädliche Risiken
und Nebenwirkungen
2x NEIN zu Kostenbremse- und Prämien-Initiativen
---------------------------------------
---------------------------------------

Deshalb: 2x NEIN zu den Gesundheitsinitiativen
------------------------------------
------------------------------------

Kosten von bis zu 1200
Franken pro Haushalt
Die Prämien-Initiative führt zu immen-
sen Mehrkosten. 2030 sollen es bis zu
11,7 Mrd. Franken pro Jahr sein. Das be-
lastet Haushalte massiv.

Sparsame Kantone werden
zur Kasse gebeten
Die Umverteilung betrifft auch sparsamere
Kantone. Sie müssen über den Bund die
Prämienverbilligung für weniger sparsame
Kantone bezahlen. Das ist ungerecht.

Bürokraten entscheiden,
Kranke müssen warten
Die Kostenbremse-Initiative
rationiert die Medizin. Weil sich der Kosten-
deckel an der Konjunktur orientiert, werden
Behandlungen bei schlechter Wirtschaftslage
eingeschränkt. Das ist absurd.

Kampagnen
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Die FDP im Tessin geht erhobenen Hauptes aus den Gemeindewahlen hervor.
Die Gemeindewahlen 2024 im Tessin haben den ausgezeichneten Gesundheits-
zustand der FDP im Gebiet deutlich gemacht. Trotz des Aufkommens von
Bürgerlisten und des Erscheinens neuer kleinerer politischer Kräfte überall hat
sich die Partei als die massgebliche Kraft in der lokalen Politik des Kantons
sowohl in den Exekutiven als auch in den Legislativen deutlich bestätigt.

In Bezug auf die Gemeinden konnte die FDP ihre
bereits wichtige Präsenz weiter ausbauen, indem
sie die Anzahl der Vertreter in den Exekutiven um
vier erhöhte und einige Herausforderungen in den

Städten gewann, wie zum Beispiel in Locarno, wo
der Grossrat Nicola Pini erfolgreich zum Bürger-
meister gewählt wurde. Mit über 175 Gewählten in
den Gemeinden behält die FDP fest die Führung
der Tessiner Gemeinden. «Für uns war die ent-
scheidende Kennzahl diejenige der Gemeinden
und Bürgermeister, denn dort spürt man das gröss-
te Gewicht der Gemeindeverwaltung. In diesem
Sinne waren wir angenehm überrascht, wenn man
bedenkt, dass wir viele offene Herausforderungen
und eine beträchtliche Erneuerung hatten», betonte
der kantonale Präsident Alessandro Speziali. Als
Zeugnis für das positive Ergebnis dieser Wahl hat
die FDP die absolute Mehrheit in einer wichtigen
Gemeinde wie Ascona erlangt, die Position des
Bürgermeisters in wichtigen Zentren wie Locarno,

Mendrisio, Chiasso und Biasca behalten und die
Mehrheit in Bellinzona bestätigt.

Auch in Bezug auf die Wahl in die Gemeinde-
räte ist dasWahlergebnis der FDP positiv. Als Par-
tei, die in vielen Gemeinden grosse Mehrheiten
aufweist, hat das Aufkommen vieler kleinerer
Listen das Ergebnis beeinflusst, aber die flächen-
deckende Präsenz der FDP im Tessin nicht beein-
trächtigt. «Wir haben ein wenig unter dem Auf-
kommen dieser alternativen Listen gelitten, die
einen Teil unserer Zustimmung erodiert haben,
aber wir hatten es bereits eingeplant, weil es syste-
misch ist», kommentierte Alessandro Speziali
weiter.

Gemeindewahlen im Tessin

Trotz neuer Konkurrenz
FDP behält Oberhand

«Mit über
175 Gewählten in
den Gemeinden
behält die FDP fest
die Führung der

Tessiner
Gemeinden.»

Massimo Schira, Geschäftsführer und
Kommunikationsverantwortlicher PLR Ticino

Tessiner Kantonswappen am Kantonsparlament Palazzo delle Orsolino in Bellinzona. Bild: Adobe Stock

Wahlplakat des PLR Tessin, 2023.

Gemeindewahlen im Tessin
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Kommunikationsblog

Bei den Demonstrationen im Iran im Jahr 2009 entdeckte ich, dass Twitter
ein äusserst mächtiges Instrument sein kann, um Informationen direkt vor Ort
und aus erster Hand zu erhalten. Zu dieser Zeit nutzten wir soziale Medien,
um uns auszutauschen, qualitativ hochwertige Informationen zu finden und
unser Wissen in verschiedenen Bereichen zu erweitern. Doch während es
viele Jahre lang gut lief, wurden diese Plattformen immer «toxischer».

Auch wenn diese Beobachtung für die meisten so-
zialen Medien gilt (wer erinnert sich noch daran,
dass Facebook ein Ort des Austauschs und Teilens
war?), ist das Beispiel von Twitter besonders aus-
sagekräftig. Im Jahr 2007 gestartet, wurde es im
Laufe der Jahre zur führenden Plattform für institu-
tionelle Kommunikation.

Sprachrohr der Institutionen
Jeder Staat, jede Partei, jeder gewählte Beamte
musste dort vertreten sein, damit seine Stimme be-
merkt und gehört wurde. DieMedien taten dasselbe.
Mit dem Überprüfungssystem (früher bekannt als
das blaue Häkchen neben dem Kontonamen) bevor-
zugte der Algorithmus diese offiziellen Informatio-
nen. Daher hatte nicht jeder Tweet den gleichen
Wert, und das aus gutemGrund: Nicht alle Informa-

tionen sind gleich. Das war sinnvoll, denn mit der
Zunahme von Informationen und Kommunikatio-
nen brauchte es eine Kennzeichnung für verifizierte
und seriöse Informationen.

Chaos der Informationen
Allmählich begann das System jedoch zu haken.
Zunächst drängte sich das breite Publikum in den
Raum. Dies stellte kein Problem dar, da die Beiträge
nicht dasselbe Gewicht hatten. Im Gegenteil, es er-
möglichte einer breiteren Öffentlichkeit, direkt auf
offizielle Quellen zuzugreifen. Doch dann kamen
die ersten Probleme mit der Abschaffung des Über-
prüfungssystems (seitdem wieder eingeführt, ent-
weder als kostenpflichtige (blaue oder goldene) oder
institutionelle (graue) Form). Indem Twitter (X) der
Öffentlichkeit die blaue Überprüfung «anbot»

(gegen Bezahlung), verursachten sie eine unüber-
schaubare Verwirrung und Chaos. Mit diesem Zah-
lungssystem «drängte» der Algorithmus nun die
«zahlenden» Konten (blau oder gold) zu Lasten der
offiziellen Konten. Das Ergebnis ist eine Timeline,
die wie ein bunter Blumenstrauss aussieht, in dem
offizielle Informationen neben Trollen existieren.

Zerstörung eines zentralen Instruments
Die Aktionen von Twitter und seines CEO Elon
Musk hatten zur Folge, dass ein besonders wichtiges
Werkzeug für dieWelt der politischen Kommunika-
tion «zerstört» wurde. Das Schlimme daran: ein be-
zahltes Modell wäre möglich gewesen, ohne die Tür
zum aktuellen Chaos zu öffnen.

Der blaue Vogel, der auf di
e Nase fiel

Die toxische Entwicklung v
on Twitter

KI-generiertes Bild des Twittervogels.

Arnaud Bonvin
Kommunikationschef FDP.Die Liberalen Schweiz
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Arnaud Bonvin
Kommunikationschef FDP.Die Liberalen Schweiz
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Sessionsvorschau

An der Sommersession geht es ummehrWohnungen,Migration und auch ein
bisschen umWeltpolitik.

In der Schweiz muss mehr gebaut werden. Leider
ist das vor allem in den Städten schwierig. Oft sind
es Lärmschutzvorschriften, die neue Wohnungen
verhindern. Und das, obwohl es Schallschutzfens-
ter gibt und das Schlafzimmer nicht immer zur
Strasse liegt.
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session einigen. Mit der Vorlage sollen die lärm-
rechtlichen Kriterien für Baubewilligungen klar de-
finiert werden, um Rechts- und Planungssicherheit
zu schaffen. Für die FDP ist es wichtig, dass die in-
nere Verdichtung im Siedlungsgebiet unter Berück-
sichtigung des Lärmschutzes ermöglicht wird.
Wichtig ist auch, dass im Gesetz festgehalten wird,
dass dieMassnahmen gegen Aussen- und Innenlärm
«wirtschaftlich verhältnismässig» sein müssen. Dies
entspricht den Forderungen in verschiedenen Kanto-
nen. So soll nach demWillen der FDP in Zürich bald

auf jedes Haus ein Stockwerk gesetzt werden kön-
nen. Eine liberale Lösung für mehr Wohnraum.

Konkrete Lösungen für Sicherheitsprobleme
Die Sicherheitslage in den Asylzentren ist besorg-
niserregend und es darf nicht sein, dass Flüchtlinge
die Konflikte ihrer Herkunftsländer in der Schweiz
austragen. Um das System zu entlasten und die
Schutzbedürftigen zu schützen, ist es zentral, dass
Bundesrat Beat Jans endlich eine kohärente Rück-
führungsstrategie umsetzt. Sonst droht das Schwei-
zer Asylwesen aus den Fugen zu geraten. Der Na-
tionalrat wird in der Sommersession über drei Vor-
stösse der FDP entscheiden, die die Richtung vor-
geben könnten. Die Motion Gössi verlangt, dass
abgewiesene Asylsuchende aus Eritrea in Drittstaa-
ten zurückgeführt werden können. Die Motion von
alt Ständerat Philippe Bauer verlangt, dass die Mi-
grationspartnerschaften überdacht und auf unsere
Bedürfnisse ausgerichtet werden. Die Motion von
Ständerat Andrea Caroni fordert Massnahmen
gegen Ausländer in der Schweiz, die Gewalttaten
begehen, um das Regime zu verteidigen, vor dem

sie angeblich geflohen sind. Es ist höchste Zeit, dass
die anderen Parteien diese Vorschläge unterstützen,
um konkrete Lösungen für die Sicherheitsprobleme
in den betroffenen Regionen zu finden und die ge-
sellschaftliche Akzeptanz für unser noch funktio-
nierendes Asylsystem zu erhalten.

Gute Dienste anbieten
Unmittelbar im Anschluss an die Session werden
sich hochrangige Politiker aus aller Welt auf dem
Bürgenstock zu einer Friedenskonferenz treffen.
Die Konferenz soll eine Plattform für einen hoch-
rangigen Dialog überWege zu einem umfassenden,
gerechten und dauerhaften Frieden für die Ukraine
auf der Grundlage des Völkerrechts und der UNO-
Charta bieten. Dieses internationale Grossereignis
wird auch Thema der Session sein. Die Schweiz
kann sich hier von ihrer besten Seite zeigen und
ihre guten Dienste anbieten.

Christian Steiner, Frak-
tionssekretär FDP.Die
Liberalen und wissen-
schaftlicher Mitarbeiter
UREK, GPK, IK und LPK

Die grosse Welt
und die kleine Welt
Aktuelle Herausforderung

en

Parteipräsident und Ständerat Thierry Burkart im Gespräch mit Ständerat Matthias Michel.
Bild: Parlementsdienste, 3003 Bern

«Für die FDP ist es
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Lärmschutzes
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FDP Basis

Warum bist du in der FDP?
Wir haben nachgefragt

Neun Mitglieder der FDP erzählen, warum sie sich für die FDP entschieden, und teilen persönliche Überzeugungen,
welche sie auf diesen politischen Weg führten.

Julia Cotti, Neokantonsrätin Schwyz
«Bereits als Jugendliche realisierte ich als Teilneh-
merin an der eidgenössischen Jugendsession, dass
die zunehmende Polarisierung die Schweiz nicht
weiterbringt. Ich entschied mich folglich wegen
dieses prägenden Ereignisses und auch wegen der
Werte – Freiheit, Gemeinsinn und Fortschritt – für
die FDP und trat mit 16 Jahren den Jungfreisinni-
gen bei.»

Daniel Gruber, Kantonalpräsident Zug
«Ich engagiere mich als neuer Zuger Kantonalprä-
sident für den freisinnig geprägten Liberalismus,
der auf dem Leistungsprinzip beruht! Mit offenem
Visier, klaren Worten und persönlichem Beispiel
stehe ich ein gegen die Kontrollwut des Staates so-
wie die zunehmende Gleichgültigkeit der Individu-
en. Denn: Versiegt der Quell der bürgerlichen
Tugend, findet man nur noch Untertanen, aber
keine Bürger mehr!»

Rafaela Hug, Gemeinderätin von Glarus Süd
«Ich habe mich für die FDP entschieden, weil sie
sich konsequent für die Freiheit und Eigenverant-
wortung einsetzt. Hierbei handelt es sich um politi-
sche Grundsätze, die in der heutigen Zeit besonders
wichtig sind. Des Weiteren überzeugte mich schon
früh, dass sich die FDP für eine offene und liberale
Gesellschaft einsetzt, in der jeder sein Leben nach
seinen eigenen Vorstellungen gestalten kann.»

Roman Schöll, International Officer
der Jungfreisinnigen Schweiz
«Ich habe mich für die FDP entschieden, weil hier
Leistung nicht nur geschätzt, sondern auch aktiv
gefördert wird. Nationale und internationale Be-
gegnungen auf Augenhöhe für die gemeinsamen
Ziele und Werte runden die Arbeit ab.»

Anna-Sophia Spieler, Geschäftsführerin
FDP.Die Liberalen Stadt Luzern
«Mir ist eine lösungsorientierte Konsenspolitik
besonders wichtig. Dabei sollte jede Person die
Freiheit haben, seine eigenen Entscheidungen zu
treffen. Aus diesem Grund bin ich Mitglied im
FDP-Team geworden.»

Georg Simmen, Landrat Kanton Uri
«Ich habe mich zu Beginn meiner politischen Kar-
riere für die FDP entschieden, weil ich von den
Prinzipien des Liberalismus überzeugt bin. Ich
schätze an dieser Partei die offene Diskussionskul-
tur und den Fokus auf pragmatische Lösungen für
die Herausforderungen unserer Zeit.»
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Sarah Fuchs, Kantonsrätin im Bezirk Meilen
«Die FDP ist die einzige Partei, die sich für libera-
le, kinder- und enkeltaugliche Lösungen einsetzt.
Sie steht für einen attraktiven Wirtschaftsstandort
und marktwirtschaftliche Massnahmen in der
Energie- und Klimapolitik ein. Ich bin überzeugt,
dass die Weichen für eine liberale Zukunft heute
gestellt werden müssen. Mit meinem politischen
Engagement als Kantonsrätin leiste ich meinen
Beitrag dazu und will Antrieb für andere sein, sich
ebenfalls für die Gesellschaft zu engagieren.»

Muriel Frei, Vorstandsmitglied,
Kommunikationsverantwortliche
Jungfreisinnige Appenzell Ausserrhoden
«Vor sechs Jahren stand ich mit der Wahl in den
Gemeinderat vor der Entscheidung, welcher Partei
ich beitreten möchte. Für mich war klar: Die FDP
vertritt ein liberales Gedankengut, das meine per-
sönliche Einstellung widerspiegelt. Ausserdem
setzt sich das FDP-Team für eine nachhaltige Poli-
tik ein, die nicht nur den Klimaschutz, sondern
auch die Begrenzung der Schuldenlast im Fokus
hat und unser einzigartiges Bildungs- und Innova-
tionssystem fördert.»

Thomas Leu, Vorstandsmitglied der FDP Bäretswil
«Als Ökonom bin ich daran gewöhnt, all die tollen
Vorschläge aus der Politik zu Ende zu denken. Da-
bei stellt sich oft heraus, dass gut gemeinte Ansätze
das Gegenteil von dem bewirken können, was die
ursprüngliche Absicht dahinter war. In der FDP
fühle ich mich nicht in einer Ideologie gefangen,
sondern darf die Themen offen diskutieren und um
Lösungen ringen. Die Effizienz des Marktes mit
einem klar ordnenden Staat, der faire Spielregeln
setzt, ist für mich das Erfolgsmodell der Schweiz.
Die liberalen Werte Freiheit, Gemeinsinn und
Fortschritt sind nötiger denn je und dienen als
Kompass für die Entscheidungsfindung.»

Bild: Michel Lüthi/bilderwerft.ch
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In den Städten werden viele politische Weichen gestellt. Und auch der Wahlerfolg auf kantonaler und nationaler
Ebene hängt oft von der Stärke in den Städten ab. Deshalb haben sich die FDP-Stadtparteien der grössten
Städte der Schweiz 2018 zu FDP Urban zusammengeschlossen. Seither konnten verschiedene Projekte in den
Bereichen Wohnungsbau, Mobilität und Smart-City realisiert werden. Jüngstes Beispiel ist die Petition
«Einen Stock höher bauen».

FDP Urban ist eine Initiative der FDP-Stadtpar-
teien der grösseren Schweizer Städte mit dem Ziel,
eine liberale Städtepolitik zu fördern. Unsere
Vision ist es, liberale und praxisorientierte Lösun-
gen für gegenwärtige und zukünftige Herausforde-
rungen in den Schweizer Städten zu erarbeiten.
Zudem wollen wir die FDP-Stadtparteien unter-
einander vernetzen und den gegenseitigen Aus-
tausch fördern.

«Die Städte sind oft «das Zünglein an der Waa-
ge» bei politischen Entscheidungen». Dies gilt
nicht nur für die kommunale Ebene. Auch der
Wahlerfolg in den Kantonen und im Bund hängt oft
von der Stärke in den Städten ab.

Städte als liberale Hochburgen
Für uns ist klar: Wir müssen eine liberale Städte-
politik fördern und die Städte zu Hochburgen der
Freisinnigen machen. Wenn wir die Städte den
Linken überlassen, wirkt sich dies längerfristig
auch auf die kantonale Politik aus. Oder anders ge-
sagt: Wir müssen Rahmenbedingungen schaffen,
damit freisinnige Stadtpolitik gelingt.

«Mehr Wohnungen, weniger Vorschriften»
Nebst einer Resolution zur Mobilität in den Städten
legte FDP Urban zusammen mit der FDP Schweiz
im Oktober 2023 einen 6-Punkte-Plan mit dem Ti-
tel «Mehr Wohnungen, weniger Vorschriften»

gegen die Wohnungsknappheit vor. Denn in den
Städten gibt es viel zu wenige Wohnungen. Das
Angebot kann nicht mit der starken Nachfrage
nach zusätzlichem Wohnraum Schritt halten. Um
die Lebensqualität in den Städten zu sichern, sind
gleichzeitig bestehende Grünräume zu schützen.
Deshalb muss die Verdichtung in die Höhe und
nicht nur in die Breite gehen, zumal es in den Städ-
ten keine «grünen Wiesen» mehr gibt, die sich für
grosse Überbauungen eignen.

Stockwerkerhöhung als Lösungsansatz
In der Stadt Genf gilt schon seit 2008, dass Wohn-
gebäude in gewissen Zonen um ein oder zwei

Die Städte als «Zünglein an
der Waage»

Liberale Perspektiven für d
ie urbane Politik

FDP Urban

Podium mit Beat Habegger und Raphaël Karlen zusammen mit freisinnigen Stadtvertretern anlässlich des FDP Urban Forums 2023 in Zürich. Bild: FDP Urban
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Stockwerke erhöht werden können. Von den dort
gesammelten positiven Erfahrungen sollen nun
auch andere Schweizer Städte profitieren. So hat
zum Beispiel die FDP Stadt Zürich jüngst eine
Volksinitiative lanciert. Und auch weitere Städte,
darunter auch die Stadt Bern, planen entsprechen-
de Vorstösse und Initiativen für eine liberale
Wohnraumentwicklung.

Im April 2024 entwickelte FDP Urban zusam-
menmit der FDP Schweiz die Petition «Einen Stock
höher», welche mit der Genfer Nationalrätin
Simone DeMontmollin und demBerner Nationalrat
ChristianWasserfallen denMedien vorgestellt wur-
de. Die breite mediale Berichterstattung zeigt, dass
wir mit «Einem Stock höher» einen Lösungsansatz
für ein drängendes Thema vorgeschlagen haben.

Stärkung des Netzwerkes
Dies bestärkt uns in der Weiterentwicklung von
FDP Urban. Wir wollen vermehrt mit der FDP
Schweiz zusammenarbeiten und das Netzwerk
unter den Städten ausbauen. Und wir organisieren

auch dieses Jahr Veranstaltungen, wie etwa das
FDP Urban Forum, das dieses Jahr im Mai zum
Thema «Drogen und illegale Substanzen: Heraus-
forderungen und Antworten» stattfand.

Beat Habegger & Raphaël Karlen
Leitungsgremium FDP Urban

«Unsere Vision ist es,
liberale und praxisorientierte
Lösungen für gegenwärtige

und zukünftige
Herausforderungen

in den Schweizer Städten
zu erarbeiten.»

FDP Urban

Über FDP Urban

Auch in den Städten muss nicht alles reglemen-
tiert, kontrolliert und staatlich angeleitet sein.
Gefordert sind private Initiativen, unternehmeri-
sches Handeln, Freiräume für den Einzelnen, die
Familien, die Unternehmen in Gesellschaft,
Wirtschaft, Kultur und Bildung. Damit schaffen
wir lebenswerte und leistungsfähige Städte. Um
diese Herausforderungen gemeinsam zu meis-
tern, haben sich die FDP-Stadtparteien der
grössten Städte der Schweiz zu FDP Urban zu-
sammengeschlossen. Mitwirkung ist für alle in-
teressierten FDP-Stadtparteien möglich.

Wir freuen uns auf neue Mitglieder und
viele kluge Köpfe.

www.fdp-urban.ch

FDP Urban Forum Bern 2020. Bild: FDP Urban

Christian Wasserfallen, Simone De Montmollin und Raphaël
Karlen bei der Präsentation der Petition «Einen Stock höher».
Bild: FDP Schweiz, Jannik Kaiser

FDP Urban Forum Bern 2020. Bild: FDP Urban

Mehr zur Wohnungspolitik der FDP:
www.fdp.ch/wohnung

Die Petition «Einen Stock höher» unterschreiben:
www.einen-stock-hoeher.ch
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KMU-Sicht

Daniela Schneeberger, Nationalrätin für den Kanton Baselland und
Vizepräsidentin der FDP.Die Liberalen-Fraktion sowie Vizepräsidentin
des Schweizerischen Gewerbeverbands (sgv), spricht über die aktuellen
Herausforderungen und Chancen für die Schweizer KMU.

Wie steht es um die KMU in der Schweiz?
Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) erhalten
die Schweizer Wirtschaft am Leben und sind ein
entscheidender Faktor für unseren Wohlstand. Sie
bleiben das Rückgrat unserer Volkswirtschaft. Die
rund 550 000 KMU mit 1 bis 250 Beschäftigten
geben über 3 Millionen Menschen Arbeit – also
mehr als zwei Drittel aller Arbeitnehmenden. Ge-
rade in wirtschaftlich angespannten Zeiten bilden
die KMU einen unverzichtbaren Puffer. Dank ihrer
Innovationskraft und Flexibilität konnte unser
Land bereits verschiedene Krisen meistern.

Welche Herausforderungen müssen Schweizer
KMU aktuell meistern?
Die grösste Herausforderung ist nach wie vor eine
zunehmende überbordende Regulierung. Die ad-
ministrative Belastung unserer Betriebe ist viel zu
gross und verursacht jährliche Kosten von rund
70 Milliarden Franken, was rund 10 Prozent des
Bruttoinlandproduktes entspricht. Ein Dauerthema
für KMU ist die Berufsbildung. Diese muss gegen-
über der akademischen Bildung weiter gestärkt
werden. Digitalisierung und Nachhaltigkeit stellen
für KMU weitere, nicht unwesentliche Herausfor-
derungen dar.

Wie kann sich die FDP.Die Liberalen für die KMU
einsetzen?
Die FDP kämpft für eine Entlastung unserer
Unternehmen. So setzen wir uns beispielsweise
für eine einfachere Lohnadministration und die
Liberalisierung der Arbeitsvorschriften ein. Ich
meine, wir sollten auch den Mut haben praxis-
fremde und administrativ aufwendige Gesetze
zu eliminieren. Derzeit aktuelle Themen sind
Sammelklagen, die zu Ungunsten der Unterneh-
men eingereicht werden, oder die drohende
Übernahme des EU-Gewährleistungsrechts.

Welche Anliegen der KMU konnten Sie bereits im
Parlament erfolgreich durchsetzen?
DieModernisierung des Arbeitsrechts an die heu-
tigen und absehbaren Realitäten ist im Gang. Bei-
spiele sind, dass Arbeitnehmende in Start-ups mit
Firmenbeteiligungen von der Arbeitszeiterfas-
sung befreit sein sollen oder generell mehr Ge-
staltungsfreiheit bei der Arbeit im Homeoffice.
Beides sind Vorstösse aus der FDP-Fraktion. Das
Zollverfahren wurde modernisiert und die Indus-
triezölle wurden abgeschafft.

Wie gross ist die Problematik des Fachkräfteman-
gels, wie kann man dem entgegenwirken?
Es wird zunehmend schwieriger, Ingenieure, Infor-
matiker und Fachleute im Gesundheitswesen und
in der Gastronomie zu rekrutieren. Umso wichtiger
ist es, dass wir die entsprechenden Bildungswege
in unserem Land fördern. Unser duales Berufsbil-
dungssystem bietet hier gute Chancen. Der Weg
der dualen Berufsbildung ist zu stärken, und zwar
auch auf demWeiterbildungsweg.

Welche Rahmenbedingungen braucht es für KMU,
damit sie innovative Produkte und Dienstleistun-
gen hervorbringen?
Es braucht einen unkomplizierten Zugang zu In-
vestitionskapital, eine moderne Infrastruktur, her-
vorragend ausgebildete Fachkräfte und interessan-
te steuerliche Rahmenbedingungen. Und auch hier
muss der Grundsatz gelten: Gestalten statt verwal-
ten. Innovation kann nur im Umfeld eines kreati-
ven, möglichst freien Unternehmertums entstehen.

Rahmenbedingungen

für innovative KMU
Interview mit Daniela Schneeberger

«Innovation kann nur
im Umfeld eines

kreativen, möglichst
freien

Unternehmertums
entstehen.»

Daniela Schneeberger im Gespräch mit Beat Walti und
Karin Keller-Sutter. Bild: FDP Schweiz, Jannik Kaiser

Severin Thoma,
Praktikant im Generalsekretariat

Symbolbild: Adobe Stock
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Land bereits verschiedene Krisen meistern.

Welche Herausforderungen müssen Schweizer
KMU aktuell meistern?
Die grösste Herausforderung ist nach wie vor eine
zunehmende überbordende Regulierung. Die ad-
ministrative Belastung unserer Betriebe ist viel zu
gross und verursacht jährliche Kosten von rund
70 Milliarden Franken, was rund 10 Prozent des
Bruttoinlandproduktes entspricht. Ein Dauerthema
für KMU ist die Berufsbildung. Diese muss gegen-
über der akademischen Bildung weiter gestärkt
werden. Digitalisierung und Nachhaltigkeit stellen
für KMU weitere, nicht unwesentliche Herausfor-
derungen dar.

Wie kann sich die FDP.Die Liberalen für die KMU
einsetzen?
Die FDP kämpft für eine Entlastung unserer
Unternehmen. So setzen wir uns beispielsweise
für eine einfachere Lohnadministration und die
Liberalisierung der Arbeitsvorschriften ein. Ich
meine, wir sollten auch den Mut haben praxis-
fremde und administrativ aufwendige Gesetze
zu eliminieren. Derzeit aktuelle Themen sind
Sammelklagen, die zu Ungunsten der Unterneh-
men eingereicht werden, oder die drohende
Übernahme des EU-Gewährleistungsrechts.

Welche Anliegen der KMU konnten Sie bereits im
Parlament erfolgreich durchsetzen?
DieModernisierung des Arbeitsrechts an die heu-
tigen und absehbaren Realitäten ist im Gang. Bei-
spiele sind, dass Arbeitnehmende in Start-ups mit
Firmenbeteiligungen von der Arbeitszeiterfas-
sung befreit sein sollen oder generell mehr Ge-
staltungsfreiheit bei der Arbeit im Homeoffice.
Beides sind Vorstösse aus der FDP-Fraktion. Das
Zollverfahren wurde modernisiert und die Indus-
triezölle wurden abgeschafft.

Wie gross ist die Problematik des Fachkräfteman-
gels, wie kann man dem entgegenwirken?
Es wird zunehmend schwieriger, Ingenieure, Infor-
matiker und Fachleute im Gesundheitswesen und
in der Gastronomie zu rekrutieren. Umso wichtiger
ist es, dass wir die entsprechenden Bildungswege
in unserem Land fördern. Unser duales Berufsbil-
dungssystem bietet hier gute Chancen. Der Weg
der dualen Berufsbildung ist zu stärken, und zwar
auch auf demWeiterbildungsweg.

Welche Rahmenbedingungen braucht es für KMU,
damit sie innovative Produkte und Dienstleistun-
gen hervorbringen?
Es braucht einen unkomplizierten Zugang zu In-
vestitionskapital, eine moderne Infrastruktur, her-
vorragend ausgebildete Fachkräfte und interessan-
te steuerliche Rahmenbedingungen. Und auch hier
muss der Grundsatz gelten: Gestalten statt verwal-
ten. Innovation kann nur im Umfeld eines kreati-
ven, möglichst freien Unternehmertums entstehen.

Rahmenbedingungen

für innovative KMU
Interview mit Daniela Schneeberger

«Innovation kann nur
im Umfeld eines

kreativen, möglichst
freien

Unternehmertums
entstehen.»

Daniela Schneeberger im Gespräch mit Beat Walti und
Karin Keller-Sutter. Bild: FDP Schweiz, Jannik Kaiser

Severin Thoma,
Praktikant im Generalsekretariat

Symbolbild: Adobe Stock
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Schwerpunkt Mittelstand

Im März 2024 entschied das Solothurner Stimmvolk über die «1:85-Initiative»
der Freisinnigen. Damit hätte der Ausbau der Stellen beim Kanton an das
Bevölkerungswachstum gekoppelt werden sollen. Auch wenn das Anliegen
mit 55% Nein-Stimmen abgelehnt wurde, konnte die FDP weit über ihren
Wähleranteil von 25% punkten.

Sabrina: Während der Corona-Epidemie wurden
in unserer Verwaltung viele neue Stellen geschaf-
fen. So kamen wir auf die Idee, hier genauer hinzu-
schauen und nach Lösungsansätzen zu suchen.

Stefan:Wir schauten die Zeitachse an und stellten
fest, dass die Stellen beim Staat in den letzten zehn
Jahren doppelt so rasch gewachsen waren wie die
Bevölkerung. Eine Korrelation zwischen Bevölke-
rung und staatlichen Stellen herzustellen, fanden
wir plausibel, gibt es da doch klare Abhängigkei-
ten. So kamen wir auf 1:85.

Sabrina:Auf 85 Einwohnende kam eine Stelle. In
der Zwischenzeit, vier Jahre später, ist es leider
schon eine Staatsstelle auf 82 Einwohner. Der Staat
und damit die Bürokratie werden fleissig aufgebaut
trotz strukturellem Defizit in der Kantonskasse.

Stefan: Wir wollten mit unserer Initiative gegen
die Bürokratie vorgehen. Dass die Administration
immer stets wächst, ist kein Naturgesetz.

Sabrina: Bereits in der Kantonsratsdebatte zeich-
nete sich ab, dass Mitte-Links wie auch der bürger-
liche Regierungsrat dem Vorhaben ablehnend
gegenüberstanden. Eine Mehrheit des Parlaments
und des Regierungsrats zog es vor, ohne Schranken
«weiterzuwursteln» – die Aufweichung der Schul-
denbremse lässt grüssen – und den Staatsapparat
aufzublähen. Im Abstimmungskampf setzen wir
bewusst auf ein etwas polarisierendes Sujet unter
demMotto «Rennpferd statt Amtsschimmel». Dies
brachte uns Kritik, aber auch viel Zustimmung ein.

Stefan: Unsere Gegner operierten vor allem mit
Angst und einem drohenden Abbau von Leistungen
und 140 Stellen. Dies, obwohl in den kommenden

Jahren über 500 Staatsangestellte in den Ruhestand
gehen. Vor allem bei den Staatsangestellten verfing
dieses Angstargument.

Sabrina:Rückblickend versuchten wir wohl etwas
zu wenig, den Dialog mit den Staatsangestellten
und der politischen Mitte zu suchen und unser An-
liegen vorab zu erklären.

Stefan:Wir bleiben am Thema dran. Auch wenn in
der Solothurner Kantonsverwaltung an vielen Stel-
len sehr gut gearbeitet wird, ist die Tendenz beun-
ruhigend. Denn kurze Wege und eine bürgernahe
Verwaltung sind einer der grossen Vorteile unseres
Kantons. Das wollen wir aufrechterhalten, unse-
rem Staat Sorge tragen und staatliche Begehrlich-
keiten bekämpfen. Nur Bürgerinnen und Bürger,
die auch über Gestaltungsraum verfügen, können
ihre Verantwortung und Freiheit wahrnehmen.

Engagement gegen
Bürokratie-Ausbau
Die 1:85 Initiative im Rückblick

«Der Staat und damit
die Bürokratie werden
fleissig aufgebaut trotz
strukturellem Defizit in
der Kantonskasse.»

Sabrina Weisskopf-Kronenberg, Kantonsrätin
und Vizepräsidentin FDP.Die Liberalen SO

Stefan Nünlist, Kantonsrat und
Kantonalpräsident FDP.Die Liberalen SO

Einreichung der Volksinitiative vor dem Solothurner
Rathaus. Bild: FDP Solothurn

Bild: FDP Solothurn
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NZZ-Interview

Der FDP-Präsident Thierry Burkart will die Bundesfinanzen
wieder gesundsparen, koste es ihn politisch, was es wolle.

Herr Burkart, im Parlament wird versucht, höhere
Ausgaben für die Armee und für den Wiederaufbau
der Ukraine an der Schuldenbremse vorbeizuschleu-
sen. Bis jetzt sind keine FDP-Parlamentarier in die-
sen Kuhhandel verwickelt. Das muss Sie beruhigen.
Die Position der FDP ist klar. Wir wollen dem
Verfassungsauftrag gerecht werden und die Ver-
teidigungsfähigkeit der Schweiz stärken – deshalb
setzten wir uns dafür ein, dass die Armee ab 2030
ein Prozent des Bruttoinlandprodukts erhält. Aber
auch die Einhaltung der Schuldenbremse ist ein
Verfassungsauftrag ...

... der für dieMitte-Partei offensichtlich nichtmehr zählt.
Die beteiligten Mitte-Parlamentarierinnen erwei-
sen sich als Steigbügelhalterinnen von Cédric
Wermuth. Die Linke will mit einer als «Paket» ge-
tarnten 15-Milliarden-Verschuldung die Schul-
denbremse demolieren, Sparleistungen verhindern
und erst noch die Hilfe für die Ukraine zusätzlich
zu den Geldern für die Entwicklungshilfe finan-
zieren. Wir werden beides bekämpfen. Mit neuen
Schulden löst man keine Probleme.

Die «Aargauer Zeitung» hat sinngemäss geschrieben,
die FDP unter Ihnen sei die einzige Partei auf der gan-
zen Welt, die sich noch fürs Sparen statt fürs Geld-
ausgeben ausspreche.Wer in der Politik spart, macht
sich unbeliebt. Das sind keine guten Voraussetzun-
gen, um verlorene Stimmen zurückzugewinnen.
Ich bin nach wie vor felsenfest davon überzeugt,
dass der sorgfältige Umgang mit Finanzen ent-
scheidend ist für den Wohlstand in diesem Land.
Nur weil diese zentralen Werte vergessen werden,
heisst das nicht, dass sie nicht mehr richtig sind.
Ich bin nicht bereit, unsere Seele für Klientelpoli-
tik und für kurzfristige Gewinne zu opfern und
damit die Zukunft unseres Landes zu gefährden.

Die 13. AHV-Rente kostet 4 bis 5 Milliarden jähr-
lich. Ihre Partei sagt kategorisch Nein zum Vor-
schlag des Bundesrates, zur Finanzierung die
Lohnbeiträge oder die Mehrwertsteuer zu erhö-
hen. Die SP wirft Ihnen offene Verachtung des
Volkswillens vor.
Die Aufregung der SP ist gekünstelt. Es steht aus-
ser Frage, dass die 13. AHV-Rente ab 2026 aus-

bezahlt wird. Die Gegenfinanzierung hat die Initia-
tive aber offengelassen, und sie muss daher politisch
ausdiskutiert werden. Auch hier gilt dasselbe wie
bei der Armee: Wir sind nicht bereit, jetzt einfach
über zusätzliche Steuern und Abgaben auf Kosten
des werktätigen Mittelstandes zu reden, bevor man
nicht ernsthaft prüft, wo man sparen kann. Wir
unterstützen den Bundesrat darin, eine strukturelle
Reform der AHV vorzubereiten. Es braucht eine
umfassende Auslegeordnung zur AHV und keinen
Schnellschuss. Die zuständige Nationalratskom-
mission teilt diese Haltung. Die 13. AHV-Rente
wird ab 2026 ausbezahlt, die AHV rutscht ohne Zu-
satzfinanzierung ruckzuck ins Minus. Wir können
die zusätzlichen Ausgaben während einer be-
schränkten Zeit zulasten des AHV-Fonds finanzie-
ren. Diese Zeit müssen wir uns nehmen, damit wir
eine verantwortbare und ehrliche Dauerlösung zim-
mern können.Wir müssen die AHV gesamthaft an-
sehen und erst dann Entscheide fällen.

Gekürzte Version des in der NZZ erschienenen
Interviews vom 6. Mai 2024

Thierry Burkart im Interview. Bild: FDP Schweiz

«Ich bin nicht bereit, unsere
Seele

für kurzfristige Gewinne zu o
pfern.»

Thierry Burkart im Interview

«Ich bin nach wie vor
felsenfest davon
überzeugt, dass der
sorgfältige Umgang

mit Finanzen
entscheidend ist
für den Wohlstand
in diesem Land.»



22 Nr. 2 | 24. Mai 2024

NZZ-Interview

Der FDP-Präsident Thierry Burkart will die Bundesfinanzen
wieder gesundsparen, koste es ihn politisch, was es wolle.

Herr Burkart, im Parlament wird versucht, höhere
Ausgaben für die Armee und für den Wiederaufbau
der Ukraine an der Schuldenbremse vorbeizuschleu-
sen. Bis jetzt sind keine FDP-Parlamentarier in die-
sen Kuhhandel verwickelt. Das muss Sie beruhigen.
Die Position der FDP ist klar. Wir wollen dem
Verfassungsauftrag gerecht werden und die Ver-
teidigungsfähigkeit der Schweiz stärken – deshalb
setzten wir uns dafür ein, dass die Armee ab 2030
ein Prozent des Bruttoinlandprodukts erhält. Aber
auch die Einhaltung der Schuldenbremse ist ein
Verfassungsauftrag ...

... der für dieMitte-Partei offensichtlich nichtmehr zählt.
Die beteiligten Mitte-Parlamentarierinnen erwei-
sen sich als Steigbügelhalterinnen von Cédric
Wermuth. Die Linke will mit einer als «Paket» ge-
tarnten 15-Milliarden-Verschuldung die Schul-
denbremse demolieren, Sparleistungen verhindern
und erst noch die Hilfe für die Ukraine zusätzlich
zu den Geldern für die Entwicklungshilfe finan-
zieren. Wir werden beides bekämpfen. Mit neuen
Schulden löst man keine Probleme.

Die «Aargauer Zeitung» hat sinngemäss geschrieben,
die FDP unter Ihnen sei die einzige Partei auf der gan-
zen Welt, die sich noch fürs Sparen statt fürs Geld-
ausgeben ausspreche.Wer in der Politik spart, macht
sich unbeliebt. Das sind keine guten Voraussetzun-
gen, um verlorene Stimmen zurückzugewinnen.
Ich bin nach wie vor felsenfest davon überzeugt,
dass der sorgfältige Umgang mit Finanzen ent-
scheidend ist für den Wohlstand in diesem Land.
Nur weil diese zentralen Werte vergessen werden,
heisst das nicht, dass sie nicht mehr richtig sind.
Ich bin nicht bereit, unsere Seele für Klientelpoli-
tik und für kurzfristige Gewinne zu opfern und
damit die Zukunft unseres Landes zu gefährden.

Die 13. AHV-Rente kostet 4 bis 5 Milliarden jähr-
lich. Ihre Partei sagt kategorisch Nein zum Vor-
schlag des Bundesrates, zur Finanzierung die
Lohnbeiträge oder die Mehrwertsteuer zu erhö-
hen. Die SP wirft Ihnen offene Verachtung des
Volkswillens vor.
Die Aufregung der SP ist gekünstelt. Es steht aus-
ser Frage, dass die 13. AHV-Rente ab 2026 aus-

bezahlt wird. Die Gegenfinanzierung hat die Initia-
tive aber offengelassen, und sie muss daher politisch
ausdiskutiert werden. Auch hier gilt dasselbe wie
bei der Armee: Wir sind nicht bereit, jetzt einfach
über zusätzliche Steuern und Abgaben auf Kosten
des werktätigen Mittelstandes zu reden, bevor man
nicht ernsthaft prüft, wo man sparen kann. Wir
unterstützen den Bundesrat darin, eine strukturelle
Reform der AHV vorzubereiten. Es braucht eine
umfassende Auslegeordnung zur AHV und keinen
Schnellschuss. Die zuständige Nationalratskom-
mission teilt diese Haltung. Die 13. AHV-Rente
wird ab 2026 ausbezahlt, die AHV rutscht ohne Zu-
satzfinanzierung ruckzuck ins Minus. Wir können
die zusätzlichen Ausgaben während einer be-
schränkten Zeit zulasten des AHV-Fonds finanzie-
ren. Diese Zeit müssen wir uns nehmen, damit wir
eine verantwortbare und ehrliche Dauerlösung zim-
mern können.Wir müssen die AHV gesamthaft an-
sehen und erst dann Entscheide fällen.

Gekürzte Version des in der NZZ erschienenen
Interviews vom 6. Mai 2024

Thierry Burkart im Interview. Bild: FDP Schweiz

«Ich bin nicht bereit, unsere
Seele

für kurzfristige Gewinne zu o
pfern.»

Thierry Burkart im Interview

«Ich bin nach wie vor
felsenfest davon
überzeugt, dass der
sorgfältige Umgang

mit Finanzen
entscheidend ist
für den Wohlstand
in diesem Land.»

23Nr. 2 | 24. Mai 2024

Kolumne

KOLUMNE

Wir brauchen nachhaltige Reformen!
Beim Zustandekommen der 13. AHV spielten die
Medien eine grosse Rolle. Es war schwierig,
einer Stimmbevölkerung die finanziellen Konse-
quenzen einer 13. AHV-Rente zu verdeutlichen,
deren Meinung im Laufe der Wochen durch ein-
dringliche und berührende Medienberichte ge-
prägt worden war. Die Ausgangssituation wurde
teilweise korrekt dargestellt, aber nicht die Lö-
sung, und vor allem nicht die Konsequenzen der
als ideal angepriesenen Lösung.

Die Reform der zweiten Säule dagegen ist eine
echte Verbesserung. Denn sie ist eine Lösung mit
einem nachhaltigen Finanzierungsvorschlag. Sie
reduziert den Beitragssatz um zwei Prozent und
verringert somit die Belastung für ältere Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen. Zudem ermög-
licht sie Menschen, die mehrere Jobs oder ein
bescheidenes Einkommen haben, Zugang zur
zweiten Säule. Diese Reform verbessert die

Altersvorsorge für über hunderttausend Men-
schen und verringert, durch die Reduzierung des

Umwandlungssatzes, die Umverteilung von etwa
sechs Milliarden Schweizer Franken zwischen
den Generationen.
Einige werden sagen, dass diese Lösung nicht
ideal ist. Ich möchte aber nicht zulassen, dass
eine weitere Generation ohne zweite Säule in
Rente gehen wird. Eine zusätzliche Rente jeden
Monat aus der zweiten Säule verändert den All-
tag viel mehr als eine 13. Rente am Ende des Jah-
res. Es ist keine Idealvorstellung, es ist eine Ver-
besserung und eine notwendige Verbesserung.

Obwohl griffige Slogans bei komplexen The-
men oft einfacher sind, erfordert echte Verbesse-
rung grundlegende Reformen. Ich werde mich für
eine nachhaltige Reform der zweiten Säule ein-
setzen. Hoffentlich mit Ihrer Unterstützung!

Johanna Gapany, Ständerätin FR und
Vizepräsidentin FDP.Die Liberalen Schweiz

Jetzt dem WhatsApp-Kanal

der FDP Schweiz beitrete
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Verpasse nie wieder
spannende Updates!
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